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DER MONAT

BLICKcAUF BE SCHWEIZ

Von Peter Dürrenmatt

In unserer Schweiz bereitet sich ein
neuer, größerer politischer Kampf vor,
dessen Hauptauseinandersetzungen freilich

erst nach den Nationalratswahlen
beginnen werden ; wir meinen die sogenannte
BuncLesfinanzreform. Seit über einem
Jahrzehnt beruht das eidgenössische Finanzwesen

auf notrechtlichen Grundlagen. Die
Rüstungen der dreißiger Jahre und die
Anstrengungen der Kriegszeit verlangten
gewaltige Mittel und hinterließen dem
Lande Schulden; auch bekam der Bund
neue Kompetenzen. Die Zölle, die einst
seine wichtigste Einnahme gewesen sind,
reichen längst nicht mehr aus. Also muß
neu ausgemarcht werden, aus was für
Quellen künftig die Eidgenossenschaft
ihre Steuern beziehen soll.

Bisher galt als Regel der Verfassung,
daß die direkten Steuern den Kantonen,
die indirekten dem Bund gehören sollten.
Diese Teilung ging aus dem Gedanken
hervor, beide, Kantone und Bund, hätten
ihr Finanzwesen aus verschiedenen Quellen

zu speisen, um sich nicht in die Quere
zu kommen. Die Schweiz ist deswegen ein
föderalistisches Land geblieben, weil den
Kantonen eigene Finanzkompetenzen
zukommen. Würde jetzt dieser Grundsatz
aufgegeben, so bestände zunächst ein
Nebeneinander von Bund und Kanton im
Steuerbezug, oder anders ausgedrückt:
beide politischen Größen würden auf die
gleichen Steuerobjekte greifen. Das war
unter der bisherigen, notrechtlichen
Regelung schon so; macht man sie
verfassungsmäßig, so wird es dahin kommen,
daß der Bund die Kantone schließlich aus
den direkten Steuerquellen verdrängen

wird, womit diese die bedeutsamste Eigenschaft

ihrer Selbständigkeit verlören.
Die Frage, ob dem Bund in einer

neuen, verfassungsmäßigen Ordnung das

Recht zugestanden werden soll, direkte
Steuern zu beziehen, ist demnach eine
entscheidende Frage für die Zukunft der
föderalistischen Gestalt unseres Landes.
Föderalismus ist heutzutage fast so etwas
wie ein Modewort geworden, und jeder,
der politisch etwas auf sich hält, nennt
sich einen Föderalisten. Die Jahre des Wir
derstandes gegenüber totalitären Ideen
lehrten, daß ein Land, das gleichsam
fünfundzwanzig Leben hatte anstatt nur eines,
propagandistisch weniger leicht zu schlukken

war, als wenn es seine ganze-
politische Weisheit an einer einzigen Stelle
vereinigt gehabt hätte. WTenn wir Heutige
ehrliche Föderalisten sein wollen, dann
geht das nur über das Zugeständnis der
Finanzhoheit der Kantone. Der schönste
Bekenntisföderalismus taugt nichts, wenn
er sich nicht an etwas Gegenständliches
halten kann. Immer noch gehören aber
gerade die Finanzen zum Gegenständlichsten

in aller Politik! Auf das Geld- und
Steuerwesen seines Kantons, auf die ganze
Art und Weise seiner praktischen
Handhabung vermag der Bürger noch einigen
Einfluß auszuüben. Er ist dort dem
«unbekannten Staat » weniger ausgeliefert, als
wenn dieser in Bern oben thront. Daher
hoffen wir, die Einsicht werde sich Bahn
brechen, daß die alte Regel « die direkten
Steuern den Kantonen, die indirekten dem
Bund » auch im reformierten
Bundesfinanzwesen respektiert bleibe!
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In unserer 8chwsi? hsreitst sich sin
neuer, gröLsrer politischer Kainpl vor,
dessen Ilanptanseinanàersànngen lrsO
lich erst noch den hiotions.lrotsws.hlen he-
ginnen weràen; wir insinsn àie sogenannte

8eit nher sinein àahr^
zshnt heràt àas eidgenössische Oinan?'
wesen anl notrschtlichen Ornnàlagen. Die
Küstungen àsr àreiLiger àahre nnà àie
Vnstrengnngen àsr Kriegs^eit verlangten
gewaltige IVlittsI nnà Hinterlisten àsrn
Oanàs 8chnlàen; snch hskarn àsr Lnnà
neue Kornpetsn^sn. Ois ^ölle, àie einst
seins wichtigste Oinnalnns gewesen sinà,
reichen längst nicht rnshr ans. Vlso nrnö
nsn ansgenrarclrt weràen, ans was lnr
(Quellen künktig àie Oiàgsnossenschalt
ihre 8teusrn hs^ishen soll.

Lislrer galt als Hegel àsr Verfassung,
àaL àie 8tsnern àen Kantonen,
àie àsrn Lnnà gehören sollten.
Diese Veilnng ging ans àsrn Osàanken
ltsrvor, hsiàe, Kantone nnà Lnnà, hätten
ihr Oinan^wssen ans verschiedenen ()neO
len 2n speisen, nin sich nicht in àie ()ners
?n koininen. Ois 8clrwsÌ2 ist àsswsgen ein
föderalistisches Oanà gehlishsn, weil àen
Kantonen eigene Oinan?konrpetsn?sn
koininsn. Würde jàt àieser Ornnàsat?
anlgsgshen, so hestânàe Zunächst sin
hlshensinanàsr von Lnnà nnà Kanton irn
8tsnerhe2ng, oàer anàsrs ausgedruckt:
hsiàe politischen OröLen würden anl àie
gleichen 8tenerohjskte grellen. Das war
nntsr àer lnshsrigen, notrechtlichen L.e-
gslnng schon so; rnaclrt inan sis verlas^
snngsinäöig, so wirà es àahin koinrnsn,
àaL àer Lnnà àie Kantone schlietlich ans
àen direkten 8tenercznellen veràrângen

wirà, wornit àisse àie bedeutsamste Oigen^
schalt ihrer 8elbständigkeit verlören.

Ois Orage, oh àsrn Lnnà in einer
nenen, verlassnngsrnäLigsn Orànnng àas

L.scht angestanden weràen soli, direkte
8tsnern ?n beziehen, ist àernnach sine
entscheidende Orage lnr àie ^nknnlt àer
lôàsralistischsn Osstalt nnseres Oanàss.
Oôàeralisinns ist heutzutage last so etwas
wie sin Vloàewort geworàsn, nnà jeder,
àsr politisch etwas anl sich hält, nennt
sich einen Oôàsralistsn. Oie fahre àss Wi?
àsrstanàss gegenüber totalitären làssn
lehrten, àaL sin Kanà, àas gleichsain
fünfundzwanzig Oehsn hatte anstatt nur sines,
propaganàistisch weniger leicht 2n schlnk-
hen war, als wenn es seine gan^s- poli-
tische Weisheit an einer einzigen 8tslle
vereinigt gehaht hätte. Wenn wir Llentige
ehrliche Oôàsralistsn sein wollen, àann
geht àas nur ühsr àas Zugeständnis àsr
Oinan^hoheit àsr Kantone. Osr schönste
Lskenntislödsralismns taugt nichts, wenn
er sich nicht an etwas Gegenständliches
halten kann. Innnsr noch gehören aher
geraàe àie Oinan?en xnm Oegsnständlich-
sten in aller Oolitik! ^Knl àas Oelà- nnà
8teusrwesen seines Kantons, anl àie ganxe
rkrt nnà Weiss seiner praktischen
Handhabung vsrinag àsr Lürger noch einigen
OinllnL auszuüben. Or ist àorì àsrn
«unbekannten 8taat » weniger ausgeliefert, als
wenn àieser in Lern ohen thront. Daher
Hollen wir, àie Oinsiclrt werde sich Lahn
brechen, àaL àie alte Kegel « àie direkten
8tsuern den Kantonen, die indirekten dein
Lnnà» auch irn reformierten Lundes-
linan^wssen respektiert hleihs!
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